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A. Einleitung

I. Freiheit, Sicherheit und polizeiliche Datenerhebungen

Die physische Sicherheit seiner Bürger zu gewährleisten wird schon von Hobbes als 
Kernaufgabe eines jeden Staates erkannt.1 Dies nicht wegen eines abstrakten Werts 
der Sicherheit als solcher, sondern »to secure them [die Bürger, der Verfasser] in 
such sort, as that by their own industry, and by the fruits of the earth, they may 
nourish themselves and live contentedly«,2 um sich in äußeren Grenzen also zu ent-
falten, in gewissem, wenn auch aus heutiger Sicht sehr beschränktem Sinn3 Freiheit 
auszuleben: »[I]t followeth necessarily, that in all kinds of actions, by the laws prae-
termitted, men have the Liberty, of doing what their own reasons shall suggest, for 
the most profitable to themselves.«4 Freiheit und Sicherheit sind also schon hier kei-
ne Gegensätze, sondern bedingen einander teilweise, stehen aber auch in einem 
Spannungsverhältnis.

Diese zeitlose und auch von der deutschen Verfassungsrechtsprechung aufgegrif-
fene5 Beobachtung spiegelt sich vielfältig in der heutigen Diskussion über Freiheit 
und Sicherheit wider, katalysiert durch die Anschläge auf das World Trade Center am 
11. September 2001.6 So hat Hoffmann-Riem Freiheit und Sicherheit 2002 eine »pre-

1  Hobbes, Leviathan, 1651, S.  1: »[B]y Art is created that great LEVIATHAN called a COM-
MON-WEALTH, or STATE (latine CIVITAS) which is but an Artificial Man ; though of greater 
stature and strength than the Natural, for whose protection and defence it was intended«; und 
insbesondere S.  87 f.

2  Hobbes, Leviathan, 1651, S.  87.
3  Beschränkt auf das Verhältnis der Bürger untereinander; gegenüber dem Commonwealth 

schließt Hobbes eine Rechtsposition aus, vgl. ders., Leviathan, 1651, S.  90: »[B]ecause every Sub-
ject is by this Institution Author of all the Actions, and Judgments of the Soveraign Instituted ; it 
follows, that whatsoever he doth, it can be no injury to any of his Subjects ; nor ought he to be by 
any of them accused of Injustice«.

4  Hobbes, Leviathan, 1651, S.  109.
5  Nach BVerfGE 115, 320 (358) »verlangt« die Verfassung sogar »vom Gesetzgeber, eine ange-

messene Balance zwischen Freiheit und Sicherheit herzustellen.«
6  Vgl. statt vieler Mackenroth, Der Rechtsstaat in der Zwickmühle?, 2011, S.  12 f. und Park, 

Wandel des klassischen Polizeirechts zum neuen Sicherheitsrecht, 2013, S.  11 ff. Kritisch zu den 
daraus entstandenen Gesetzesänderungen etwa C. Calliess, ZRP 2002, 1 (2) und Hoffmann-Riem, 
ZRP 2002, 497 (498); vgl. auch Petri, in: Lisken/Denninger, Handbuch des Polizeirechts, 5.  Aufla-
ge 2012, Kapitel A Rn.  154 sowie insgesamt Blaschke et al., Sicherheit statt Freiheit?, Berlin 2005. 
Die Debatte in der Bundesrepublik bis dahin zeichnet nach Kötter, Pfade des Sicherheitsrechts, 
2008, S.  25 ff.
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käre[…] Beziehung« attestiert;7 Di Fabio wies darauf hin, dass »wer über Freiheit 
redet, über Sicherheit nicht schweigen« könne, da die Sicherheit als Grundlage für 
Freiheit zu gewährleisten »erste« und »letzte« Rechtfertigung des Staates sei; Freiheit 
und Sicherheit seien »keine Antipoden, keine unversöhnlichen Widersprüche, im 
Grunde nicht einmal überhaupt Widerspruch«, sondern stärkten »einander, wenn 
beide angemessen zur Entfaltung gelangen.«8 C. Calliess beschreibt eine »gemeinsa-
me Schnittmenge, in der Sicherheit und freiheitlicher Rechtsstaat deckungsgleich 
sind«;9 Hirsch gelingt es, dieses Verhältnis besonders pointiert festzuhalten: »Sicher-
heit ohne Freiheit wäre unerträglich«;10 auch Bull stellt klar: »Es geht gar nicht um die 
Alternative ›Freiheit‹ oder ›Sicherheit‹, sondern um graduelle Unterschiede«.11

Eine maßgebliche Rolle bei der praktischen Umsetzung des Anspruchs, Sicher-
heit und Freiheit in einem angemessenen Verhältnis zu halten, kommt der Tätigkeit 
der mit der Gefahrenabwehr betrauten Behörden zu. Dies sind – je nach System12 
– die Polizei oder die Polizei und die Ordnungs- oder Verwaltungsbehörden. In den 
Befugnissen dieser Behörden zeigt sich ganz konkret, welche Entscheidung der Ge-
setzgeber zu Freiheit und Sicherheit getroffen hat, das Polizeirecht ist gleichsam der 
»Prototyp rechtsstaatlichen Schutzrechts«.13

Für die Erfüllung dieses Auftrages14 sind die Gefahrenabwehrbehörden auf In-
formationen über drohende Gefahren angewiesen.15 Diese Informationen werden 
sich in der Vielzahl der Fälle – nicht nur, wenn die Gefahr von Personen ausgeht, 
sondern etwa auch, wenn bestimmte Personen bei der Abwehr der Gefahr eine be-
sondere Rolle spielen – auf Personen beziehen, also personenbezogene Daten sein. 
Die Erhebung und Verarbeitung dieser Daten birgt Gefahren für die Ausübung der 
Freiheit, die das Bundesverfassungsgericht 1983 hervorgehoben hat:

»Wer nicht mit hinreichender Sicherheit überschauen kann, welche ihn betreffende Informa-
tionen in bestimmten Bereichen seiner sozialen Umwelt bekannt sind, und wer das Wissen 
möglicher Kommunikationspartner nicht einigermaßen abzuschätzen vermag, kann in seiner 
Freiheit wesentlich gehemmt werden, aus eigener Selbstbestimmung zu planen oder zu ent-
scheiden.«16

7  Hoffmann-Riem, ZRP 2002, 497 (497).
8  Di Fabio, NJW 2008, 421 (422).
9  C. Calliess, ZRP 2002, 1 (5).
10  Hirsch, ZRP 2008, 24.
11  Bull, RuP 2008, 16 (21).
12  So werden in Baden-Württemberg, Bremen, dem Saarland und Sachsen »Polizei« im Sinne 

der anderen Länder und Ordnungsbehörden nicht getrennt, sondern einheitlich als »Polizei« be-
zeichnet.

13  Hoffmann-Riem, ZRP 2002, 497 (499).
14  Bull, RuP 2008, 16 (21) weist jedoch zu Recht darauf hin, dass auch alle sonstigen staatlichen 

Tätigkeiten von der Erhebung von Daten abhängig sind, etwa die Erhebung von Steuern; vgl. auch 
Kazele, VerwArch 101 (2010), 469 (469) und bereits Kamlah, DÖV 1970, 361 (361): »[D]er moder-
ne Wohlfahrts- und Versorgungsstaat […] sammelt Daten über seine Bürger, um besser für ihr 
Wohl sorgen zu können.«

15  Kugelmann, Polizei- und Ordnungsrecht, 2.  Auflage 2012, Kapitel 7 Rn.  2 und 4.
16  BVerfGE 65, 1 (43).
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Entsprechend ordnete es die Erhebung von Daten, deren Verarbeitung, Speicherung 
und Übermittlung als Eingriff in ein von Art.  2 Abs.  1 in Verbindung mit Art.  1 
Abs.  1 GG gewährtes Grundrecht auf informationelle Selbstbestimmung ein.17 In 
den Polizeigesetzen des Bundes und der Länder finden sich daher eine Vielzahl von 
Ermächtigungsnormen, die verschiedene Formen der polizeilichen Datenerhebung 
betreffen.

Doch auch diese Ermächtigungen stoßen ihrerseits an Grenzen: einerseits durch 
Abwägung der Güter, die durch die Maßnahme geschützt werden sollen mit den 
Rechten der Zielperson; andererseits wird aber auch die Existenz absoluter Grenzen 
postuliert, bei deren Erreichen eine Abwägung von vornherein ausgeschlossen ist. 
Ebenfalls bereits bei Hobbes finden sich Bereiche, die dem Staat absolut entzogen 
sein sollen: da der Gesellschaftsvertrag zum eigenen Wohle eingegangen werde und 
bestimmte Handlungen diesem Wohle schlechthin nicht zuträglich seien, könne ein 
Einverständnis hier nicht angenommen werden.18 Auch im Bereich der polizeilichen 
Datenerhebung in der Bundesrepublik Deutschland werden solche absoluten Gren-
zen, die der Staat nicht übertreten darf, angenommen: das Bundesverfassungsge-
richt hat einen Kernbereich privater Lebensgestaltung entwickelt, den die Maßnah-
men im Einzelfall nicht antasten dürfen und der teilweise besondere gesetzliche 
Schutzvorschriften erfordert.19

II. Erhebungsregelungen und Kernbereichsschutz im Bundesstaat

Zur Ausgestaltung der Schutzmechanismen zugunsten des Kernbereichs privater 
Lebensgestaltung in den polizeilichen Ermächtigungen ist der Gesetzgeber ver-
pflichtet.20 Da es sich um Ermächtigungen im Rahmen der Polizeirechts handelt, 
sind dies neben einigen polizeirechtlichen Bundesgesetzen in erster Linie die Län-
der: die Polizeihoheit der Länder wird von Götz als »das prägende Merkmal der 
deutschen Sicherheitsarchitektur« bezeichnet.21 Zwar mögen die Polizeigesetze 
durch Abstimmung zwischen den Ländern »weithin inhaltlich kongruent« sein,22 
jedoch werden gelegentlich auch Forderungen nach (weiterer) Vereinheitlichung 

17  BVerfGE 65, 1 (43).
18  Hobbes, Leviathan, 1651, S.  65 f. So sei ein staatlicher Befehl, der den Bürger dazu zwinge, 

sich selbst zu töten oder zu verletzten oder sich gegen einen Angriff nicht zu wehren oder ein 
Verbot zu essen, zu atmen oder Medizin zu nutzen ebenso unverbindlich wie die Anordnung, sich 
selbst zu belasten: Hobbes, Leviathan, 1651, S.  111 f. Vgl. auch Baldus, der auf die Annahme eines 
unantastbaren Bereichs im späten 19. Jahrhundert hinweist und diesen zwar als »niemals in aller 
Reinheit einlösbar«, aber als »Idee« sinnvoll erachtet, JZ 2008, 218 (218 und 227).

19  Dazu genauer unten B.-I.-2.
20  Dazu genauer unten C.
21  Götz, in: Isensee/Kirchhof, Handbuch des Staatsrechts, Band IV, 3.  Auflage 2006, §  85 

Rn.  33.
22  Isensee, in: ders./Kirchhof, Handbuch des Staatsrechts, Band VI, 3.  Auflage 2008, §  126 

Rn.  217.
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formuliert.23 Ein praktisches Bedürfnis nach Einheitlichkeit dürfte etwa auch darin 
liegen, dass Polizeibeamte beim Einsatz in einem anderen Bundesland an dessen 
Recht gebunden sind – wobei angesichts der Ausbildung der Beamten in Bezug auf 
das jeweils »eigene« Polizeirecht Konflikte naheliegen. Zudem ist das Polizeirecht 
ständigem Wandel unterworfen:24 insbesondere neue technische Entwicklungen 
führen im Bereich der Datenerhebung zur Schaffung neuer Ermächtigungen.

Dem Grundgesetz kommt bei alldem die Bedeutung eines Mindeststandards 
zu;25 »ein Mehr an Grundrechtsbeschränkung« darf durch die Länder nicht vorge-
sehen werden.26 Andererseits müssen die Gesetze der Länder deshalb nicht gleich 
sein: die bundesstaatliche Verfassung sieht gerade Unterschiedlichkeit vor.27 Diese 
kann im hier betrachteten Bereich und unter Wahrung der Verfassung, wie sie vom 
Bundesverfassungsgericht ausgelegt wird,28 also nur in einem »Weniger« an Grund-
rechtsbeschränkung liegen, in einer stärkeren Begrenzung der Eingriffsermächti-
gungen. Bezogen auf den Kernbereich privater Lebensgestaltung könnten diese 
Begrenzungen in einer großzügigeren Definition des geschützten Bereichs, in einer 
strengeren Beschränkung der Anordnung (also einem Schutz vor der Erhebung), in 
strengeren Vorkehrungen bei der Durchführung der Maßnahme oder in strengeren 
Einschränkungen der polizeilichen Tätigkeit nach Durchführung der Maßnahme 
(etwa Verwertungsverboten) liegen.

Diese Untersuchung wendet sich also neben Fragen nach der Schlüssigkeit des 
Kernbereichs privater Lebensgestaltung als äußerer Grenze29 im Schwerpunkt ei-
ner vergleichenden Betrachtung der Reaktion der Polizeigesetzgeber auf die Recht-
sprechung des Bundesverfassungsgerichts zu: (Wie) haben die Länder die Vorgaben 
des Verfassungsgerichts umgesetzt? Welche Länder bleiben inwiefern hinter dem 

23  Etwa im Gesetzentwurf der FDP/DVP im Landtag von Baden-Württemberg vom 19. Januar 
1989, LTDrs. 10/1002. S.  25.

24  Vgl. etwa Graulich, NVwZ 2005, 271 (271); Gusy, NdsVBl.  2006, 65 (66) und Möstl, DVBl 
2010, 808 (808).

25  Isensee, in: ders./Kirchhof, Handbuch des Staatsrechts, Band VI, 3.  Auflage 2008, §  126 
Rn.  226; vgl. auch Pietzcker, in: Isensee/Kirchhof, Handbuch des Staatsrechts, Band VI, 3.  Auflage 
2008, §  134 Rn.  1: unter anderem die Grundrechte stellten »Übereinstimmung der Rechtsordnun-
gen in Inhalt und Wertungen« her. Möllers, Verfassungsrechtliche Stellungnahme zum Entwurf 
des Gesetzes zur Abwehr von Gefahren des internationalen Terrorismus durch das Bundeskrimi-
nalamt (BKAG-E) (BT-Drucks. 16/9588), ADrs. 16(4)460J, 2008, S.  1 weist darauf hin, dass dies 
aber nicht bedeutet, dass dieser Spielraum völlig ausgefüllt werden muss; vielmehr scheint ihm 
eine möglichst vollständige Ausfüllung der Grenzen »im Zweifelsfall relativ einseitig an Sicher-
heitsinteressen orientiert«.

26  Isensee, in: ders./Kirchhof, Handbuch des Staatsrechts, Band VI, 3.  Auflage 2008, §  126 
Rn.  266.

27  Isensee, in: ders./Kirchhof, Handbuch des Staatsrechts, Band VI, 3.  Auflage 2008, §  126 
Rn.  267.

28  Vgl. zu dieser Prämisse auch den Ansatz von Barrot, Der Kernbereich privater Lebensgestal-
tung, 2012, S.  21.

29  Dazu sei auch auf die Arbeiten von Barrot, Der Kernbereich privater Lebensgestaltung, 2012 
und Dammann, Der Kernbereich der privaten Lebensgestaltung, 2011, verwiesen.
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geforderten Standard zurück, welche gehen inwiefern darüber hinaus? (Wo) gibt es 
Versuche, die abstrakten Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts näher auszuge-
stalten? Wie gehen die Gesetzgeber mit den durch die Vorgaben des Verfassungsge-
richts aufgeworfenen Problemen um – und welche Rückschlüsse lassen sich daraus 
hinsichtlich des Konzepts selbst ziehen?

Zum Gegenstand der Untersuchung werden die den Kernbereich privater Lebens-
gestaltung betreffenden Schutzvorschriften30 in den folgenden Gesetzen gemacht: 
dem Bundeskriminalamtgesetz (BKAG); dem Bundespolizeigesetz (BPolG);31 dem 
Zollfahndungsdienstgesetz (ZFdG);32 dem Polizeigesetz des Landes Baden-Würt-
temberg (PolG B-W);33 dem Gesetz über die Aufgaben und Befugnisse der Bayeri-
schen Staatlichen Polizei (BayPAG);34 dem Allgemeinen Gesetz zum Schutz der 
öffentlichen Sicherheit und Ordnung in Berlin (ASOG Bln);35 dem Brandenburgi-
schen Polizeigesetz (BbgPolG);36 dem Bremischen Polizeigesetz (BremPolG);37 
dem hamburgischen Gesetz über die Datenverarbeitung der Polizei (PolDVG HA);38 
dem Hessischen Gesetz über die öffentliche Sicherheit und Ordnung (HSOG);39 
dem Gesetz über die öffentliche Sicherheit und Ordnung in Mecklenburg-Vorpom-

30  Ausgeschlossen bleiben dabei die Vorschriften zum Schutz der in den §§  52, 53 StPO (Straf-
prozessordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 7. April 1987 [BGBl.  I S.  1074, 1319], 
zuletzt geändert durch Art.  2 Abs.  3 des Gesetzes vom 21. Januar 2015 [BGBl.  I S.  10]) genannten 
Vertrauensverhältnisse, soweit sie nicht in den Kernbereichsschutz einbezogen werden; wie Dam-
mann, Der Kernbereich der privaten Lebensgestaltung, 2011, S.  237 darlegt, dienen diese Vor-
schriften eher dem Verbot der Umgehung der Zeugnisverweigerungsrechte als dem Schutz des 
Kernbereichs. Entsprechend sind sie auch überwiegend neben dem Schutz des Kernbereichs gere-
gelt, vgl. etwa §  20h Abs.  5 BKAG und §  20u BKAG (Gesetz über das Bundeskriminalamt und die 
Zusammenarbeit des Bundes und der Länder in kriminalpolizeilichen Angelegenheiten vom 7. Juli 
1997 [BGBl.  I S.  1650], zuletzt geändert durch Art.  3 i. V. m. Art.  9 des Gesetzes vom 20. Juni 2013 
[BGBl.  I S.  1602]).

31  Gesetz über die Bundespolizei vom 19. Oktober 1994 (BGBl.  I S.  2978, 2979), zuletzt geän-
dert durch Art.  4 des Gesetzes vom 20. Juni 2013 (BGBl.  I S.  1602).

32  Gesetz über das Zollkriminalamt und die Zollfahndungsämter vom 16. August 2002 (BGBl.  I 
S.  3202), zuletzt geändert durch Art.  2 Abs.  5 des Gesetzes vom 21. Januar 2015 (BGBl.  I S.  10).

33  Vom 13. Januar 1992 (GBl.  1992, 1), zuletzt geändert durch Art.  4 des Gesetzes vom 29. Juli 
2014 (GBl.  S.  378, 379); die amtliche Abkürzung lautet »PolG«.

34  Vom 14. September 1990 (GVBl.  S.  397), zuletzt geändert durch §  1 Nr.  30 des Gesetzes vom 
22. Juli 2014 (GVBl.  S.  286); die amtliche Abkürzung lautet »PAG«.

35  In der Fassung vom 11. Oktober 2006 (GVBl.  S.  930), zuletzt geändert durch Art.  2 des Ge-
setzes vom 15. Oktober 2014 (GVBl.  S.  362).

36  Gesetz über die Aufgaben, Befugnisse, Organisation und Zuständigkeit der Polizei im Land 
Brandenburg vom 19. März 1996 (GVBl.  I/96 S.  74), zuletzt geändert durch Gesetz vom 28. April 
2014 (GVBl.  I/14, [Nr.  20]).

37  Vom 6. Dezember 2001 (GBl.  S.  441, berichtigt 2002 S.  47), zuletzt geändert durch Art.  6 des 
Gesetzes vom 8. Mai 2012 (GBl.  S.  160).

38  Vom 2. Mai 1991 (GVBl.  S.  187), zuletzt geändert durch Gesetz vom 30. Januar 2014 
(GVBl.  S.  21).

39  In der Fassung vom 14. Januar 2005 (GVBl.  I S.  14), zuletzt geändert durch Art.  1 des Geset-
zes vom 27. Juni 2013 (GVBl.  I S.  444).
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mern (SOG M-V);40 dem Niedersächsischen Gesetz über die öffentliche Sicherheit 
und Ordnung (Nds. SOG);41 dem Polizeigesetz des Landes Nordrhein-Westfalen 
(PolG NRW);42 dem Polizei- und Ordnungsbehördengesetz des Landes Rhein-
land-Pfalz (POG R-P);43 dem Saarländischen Polizeigesetz (SPolG);44 dem Polizei-
gesetz des Freistaats Sachsen (SächsPolG);45 dem Gesetz über die öffentliche Si-
cherheit und Ordnung des Landes Sachsen-Anhalt (SOG LSA);46 dem hier relevan-
ten Teil des Landesverwaltungsgesetzes für das Land Schleswig-Holstein (LVwG 
S-H)47 und dem Thüringer Polizeiaufgabengesetz (ThürPAG).48

40  In der Fassung vom 9. Mai 2011 (GVBl.  S.  246), zuletzt geändert durch Art.  2 des Gesetzes 
vom 2. Juli 2013(GOVBL. S.  434).

41  In der Fassung vom 19. Januar 2005 (GVBl.  S.  9), zuletzt geändert durch Art.  4 des Gesetzes 
vom 16. Dezember 2014 (GVBl.  S.  436).

42  In der Fassung vom 25. Juli 2003 (GVBl.  S.  410), zuletzt geändert durch Art.  7 des Gesetzes 
vom 2. Oktober 2014 (GVBl.  622).

43  In der Fassung vom 10. November 1993 (GVBl.  S.  595), zuletzt geändert durch Art.  4 des 
Gesetzes vom 19. Dezember 2014 (GVBl.  S.  332); die amtliche Abkürzung lautet »POG«.

44  In der Fassung vom 26. März 2001 (ABl.  S.  1074), zuletzt geändert durch das Gesetz vom 12. 
November 2014 (ABl.  I S.  1465).

45  Vom 13. August 1999 (GVBl.  S.  330), zuletzt geändert durch Art.  1 des Gesetzes vom 17. 
Dezember 2013 (GVBl.  S.  890).

46  In der Fassung der Bekanntmachung vom 20. Mai 2014 (GVBl.  S.  183), zuletzt geändert 
durch Art.  9 des Gesetzes vom 17. Juni 2014 (GVBl.  S.  340).

47  Allgemeines Verwaltungsgesetz für das Land Schleswig-Holstein vom 2. Juni 1992 
(GVOBl.  S.  243), zuletzt geändert durch Art.  1 des Gesetzes vom 23. Juni 2013 (GVOBl.  S.  254); 
die amtliche Abkürzung lautet »LVwG«.

48  Thüringer Gesetz über die Aufgaben und Befugnisse der Polizei vom 4. Juni 1992 
(GVBl.  S.  199), zuletzt geändert durch Art.  6 des Gesetzes vom 8. August 2014 (GVBl.  S.  544); die 
amtliche Abkürzung lautet »PAG«.



B. Der Kernbereich privater Lebensgestaltung

Zunächst stellt sich die Frage, welche Vorgaben sich aus der Verfassung für den 
Schutz des Kernbereichs privater Lebensgestaltung bei polizeilicher Datenerhe-
bung ableiten. Da dieser Bereich in der Verfassung nicht ausdrücklich Erwähnung 
findet, sondern erst durch das Bundesverfassungsgericht »entdeckt« wurde, können 
Anhaltspunkte für Inhalt und Reichweite dieses Bereichs nur aus der Rechtspre-
chung des Bundesverfassungsgerichts gewonnen werden.

I. Die Entwicklung durch das Bundesverfassungsgericht

Die Kernbereichsrechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts lässt sich für den 
Rahmen dieser Untersuchung1 in zwei Phasen einteilen: eine frühe Phase, in wel-
cher Grund und Inhalt des absolut geschützten Bereichs Gestalt angenommen haben 
und sich zur Beschreibung dessen der Begriff »Kernbereich privater Lebensgestal-
tung« einheitlich durchgesetzt hat, und eine jüngere Phase, in der das Erfordernis 
legislativer Schutzvorkehrungen begründet und ausgeweitet wurde. In jeder dieser 
Phasen finden sich sowohl Entscheidungen, die sich direkt auf Datenerhebungen 
beziehen als auch solche, die nicht Informationen über das Leben der Bürger, son-
dern deren Handlungen betreffen. Das heutige Kernbereichskonzept ist dabei über 
den Verlauf von Jahrzehnten in kleinen, lediglich lose zusammenhängenden Schrit-
ten entstanden; die Entscheidungen betrafen häufig nur einzelne Aspekte wie die 
Herleitung des Kernbereichs, dessen Inhalt und Ausnahmen. Dabei kam es durch-
aus auch zu Widersprüchen und Kurskorrekturen.

1. Erste Phase: Entstehung und Konsolidierung des Kernbereichs

Die Anfänge des Kernbereichskonzepts reichen bis in die 1950er Jahre zurück; die 
Befassung mit dem Kernbereich bleibt dabei jedoch zunächst sehr bruchstückhaft.

1  Vgl. die insofern allgemeinere Darstellung bei Barrot, Der Kernbereich privater Lebensge-
staltung, 2012, S.  36 ff.
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a) Die Begründung des Kernbereichs durch ein obiter dictum

Der Ursprung der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts zum Kernbe-
reich privater Lebensgestaltung hatte zunächst mit polizeilicher Datenerhebung 
nicht viel zu tun:2 in einem Verfahren über einen Passentzug hatte das Gericht den 
Begriff der »verfassungsmäßigen Ordnung« in Art.  2 Abs.  1 S.  2 GG auszulegen. 
Dabei entschied es am 16. Januar 1957, um zu dieser Ordnung zu gehören dürften 
Gesetze »die Würde des Menschen nicht verletzen, die im Grundgesetz der oberste 
Wert ist, aber auch die geistige, politische und wirtschaftliche Freiheit des Men-
schen nicht so einschränken, daß sie in ihrem Wesensgehalt angetastet würde 
(Art.  19 Abs.  2, Art.  1 Abs.  3, Art.  2 Abs.  1 GG)«.3 Daraus ergebe für den Bürger 
»eine Sphäre privater Lebensgestaltung […], also ein letzter unantastbarer Bereich 
menschlicher Freiheit […], der der Einwirkung der gesamten öffentlichen Gewalt 
entzogen ist.«4 Damit war begrifflich die Grundlage des heutigen Kernbereichskon-
zepts gelegt, auch wenn der Kernbereich für den konkreten Fall keine Bewandtnis 
und zu diesem Zeitpunkt auch wenig Konturen hatte.

b) Der Sozialbezug als Beschränkung

Ebenfalls nicht auf Datenerhebungen bezogen war die nächste Entscheidung, die die 
Verfassungsmäßigkeit der Strafbarkeit von homosexuellen Handlungen unter ver-
schiedenen Aspekten, jedoch auch unter dem Aspekt des absolut geschützten Frei-
heitsbereichs der Bürger betraf. Am 10. Mai 1957 entschied das Bundesverfas-
sungsgericht, dieser »letzte, unantastbare Bereich menschlicher Freiheit« werde 
überschritten, »wenn Handlungen des Menschen in den Bereich eines andern ein-
wirken, ohne daß besondere Umstände, wie etwa familienrechtliche Beziehungen, 
diese Gemeinschaftlichkeit des Handelns als noch in den engsten Intimbereich fal-
lend erscheinen lassen.«5 Die »Berührung mit der Persönlichkeitssphäre eines an-
dern Menschen« sollte »einer Handlung den Bezug auf das Soziale« verleihen, »der 
sie dem Recht zugänglich« machen sollte.6 Kommunikation sei »aus dem Gesichts-
punkt der Art.  2 Abs.  1 und Art.  1 Abs.  1 GG« absolut geschützt, wenn der für einen 

2  Wie Rohlfs, Der grundrechtliche Schutz der Privatsphäre, 1980, S.  71 anmerkt, hatte die ent-
sprechende Aussage des BVerfG aber auch zum Privatsphärenschutz allgemein und auch zu der 
entscheidungserheblichen Fragestellung an sich keinen inhaltlichen Bezug.

3  BVerfGE 6, 32 (41); eine Deutung von Wesensgehalt und Menschenwürde als eng verwandt 
findet sich schon kurz zuvor bei Dürig, AöR 81 (1956), 117 (136): »Inhaltlich sichert der im deut-
schen Staatsrecht neue Art.  19 II als ›inviolable et sacré‹ – verstanden durchaus im wörtlichen 
Pathos – ab, was der ebenso neue Art.  1 I als Konstitutionsprinzip unserer Rechtsordnung erklärt, 
die Menschenwürde.«

4  BVerfGE 6, 32 (41); vgl. auch hier Dürig, AöR 81 (1956), 117 (129): »Art.  1 I anerkennt für den 
Menschen ferner eine ureigenste Intimsphäre, die sich allen staatlichen totalen Inquisitionen, Re-
gistrierungen und Testen wirksam entgegenstellt.«

5  BVerfGE 6, 389 (433).
6  BVerfGE 6, 389 (433).
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Eingriff nötige »Sozialbezug« nicht »intensiv genug« sei.7 Für diesen Sozialbezug 
sollte aber »das Sittengesetz« von »großer Bedeutung« sein; das Gericht begründe-
te im vorliegenden Fall den Sozialbezug mit dem »Bedürfnis nach Bestrafung«, da 
»die soziale Gemeinschaft die Handlung eindeutig als im Widerspruch zu dem Sit-
tengesetz stehend betrachtet.«8 In dieser Entscheidung wurde das Kernbereichskon-
zept mit dem Sozialbezug um einen Mechanismus erweitert, der die Einbeziehung 
gegenläufiger Interessen erlaubt.

c) Erster Bezug zu Datenerhebungen: Mikrozensus

Erstmals im Zusammenhang mit Datenerhebungen, nämlich der Erhebung zur Er-
stellung einer Repräsentativstatistik (dem sogenannten »Mikrozensus«), fand der 
»unantastbare Bereich privater Lebensgestaltung« am 16. Juli 1969 Erwähnung: 
Art.  1 Abs.  1 GG »beherrsche« Art.  2 Abs.  1 GG, woraus ein solcher Bereich ent-
springe.9 Verletzt sei er, »wenn der Staat das Recht für sich in Anspruch nehmen 
könnte, den Menschen zwangsweise in seiner ganzen Persönlichkeit zu registrieren 
und zu katalogisieren […] und ihn damit wie eine Sache zu behandeln, die einer 
Bestandsaufnahme in jeder Beziehung zugänglich ist.«10 Das Gericht ging jedoch 
über dieses eher am Umfang der Maßnahme orientierte Würdeverständnis hinaus 
und unternahm den Versuch einer positiven inhaltlichen Bestimmung: Eine Erhe-
bung dürfe nicht »den Bereich menschlichen Eigenlebens erfaß[en], der von Natur 
aus Geheimnischarakter hat«; eine Erhebung über »das Verhalten des Menschen in 
der Außenwelt« greife dagegen »in aller Regel« nicht in diesen Bereich ein – ent-
sprechend wurde durch den Zensus kein Verstoß angenommen.11

d) Die besondere Bedeutung der Vertrauensverhältnisse

Bereits in einer Entscheidung des Gerichts vom 15. Januar 1970 wurde ein weiterer 
heute zentraler Aspekt des Kernbereichskonzepts eingeführt: zwischenmenschliche 
Beziehungen, die von einem besonderen Vertrauen gekennzeichnet sind. Gegen-

7  BVerfGE 6, 389 (433). Die Bezugnahme auf »Art.  2 Abs.  1 und Art.  1 Abs.  1 GG« widerspricht 
der These Haucks, Heimliche Strafverfolgung und Schutz der Privatheit, 2014, S.  263 ff., das Bun-
desverfassungsgericht habe bis 1973 Menschenwürde und Kernbereich voneinander getrennt.

8  BVerfGE 6, 389 (434) (Hervorhebung im Original). Dafür sollte immerhin nicht das »persön-
liche sittliche Gefühl des Richters« maßgeblich sein – »größere[s] Gewicht« maß das Gericht je-
doch dem Umstand zu, »daß die öffentlichen Religionsgesellschaften […] die gleichgeschlechtli-
che Unzucht als unsittlich verurteilen«: BVerfG 6, 389 (434 f.). Die zeitgenössische Literatur ist 
dazu soweit ersichtlich recht still geblieben, einzig bei Schultz, MDR 1957, 336 (336 f.) findet sich 
das Zugeständnis, die Strafbarkeit der Homosexualität »mochte immerhin problematisch erschei-
nen« – obgleich auch Schultz die Menschenwürde nach der »herrschenden Sittenauffassung« be-
stimmen wollte.

9  BVerfGE 27, 1 (6).
10  BVerfGE 27, 1 (6).
11  BVerfGE 27, 1 (7).
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stand war die Verwertbarkeit von Akten aus einem Scheidungsverfahren in einem 
Disziplinarverfahren; dies war nach Auffassung des Beschwerdeführers und auch 
des hessischen Justizministers unzulässig.12 Das Gericht ordnete die in Frage ste-
henden Akten zwar dem »privaten Lebensbereich der Ehepartner« zu, nicht jedoch 
»dem schlechthin unantastbaren Bereich«.13 Zur Herleitung dieses Bereichs ver-
wies das Gericht auf den Schutz der Intimsphäre nach Art.  2 Abs.  1 GG, wo »[b]ei 
der Bestimmung von Inhalt und Reichweite« Art.  1 Abs.  1 GG »zu beachten« sei;  
»[ü]berdies« wies das Gericht auf die Wesensgehaltsgarantie in Art.  19 Abs.  2 GG 
hin.14

Ebenfalls den Aspekt des Vertrauensverhältnisses betrifft die dieser Entschei-
dung folgende verfassungsgerichtliche Befassung mit dem Kernbereich: nach Wie-
derholung der Anknüpfung an die Art.  1 Abs.  1, Art.  2 Abs.  1 und Art.  19 Abs.  2 GG 
kam das Gericht am 8. März 1972 in der Subsumtion zu dem Ergebnis, dass ärztli-
che Krankenblätter, obwohl »höchstpersönlich«,15 nicht dem absoluten Schutz un-
terfallen.16

e) Zweifel am Kernbereichsschutz für Kommunikation

Eine strukturell bedeutende Abweichung von der bisherigen Linie, die implizit von 
der Einbeziehung von Kommunikation in den Kernbereich ausging, enthielt eine Ent-
scheidung vom 19. Juli 1972 bezüglich der Zeugnisverweigerungsrechte einer Sozi-
alarbeiterin in einem Strafprozess. Zunächst wurde bei der Wiederholung der norma-
tiven Anknüpfung aus BVerfGE 27, 344 (350 f.) der Hinweis auf Art.  19 Abs.  2 GG 
ausgelassen.17 Anders als das AG Lüneburg angenommen hatte18 unterfalle außerdem 
das Gespräch mit einem Sozialarbeiter nicht grundsätzlich dem absoluten Schutz, was 
»schon deshalb« gelte, »weil der Einzelne den innersten Bezirk, der ihm um seiner 
freien und selbstverantwortlichen Persönlichkeitsentfaltung verbleiben muß […], 
zwangsläufig verläßt, sobald er sich anderen freiwillig mitteilt.«19 »[D]ort, wo [der 
Bürger] in Kommunikation zu Mitmenschen tritt« sei eine Abwägung vorzuneh-
men;20 die zuvor21 noch offengehaltene Möglichkeit, auch Kommunikation könne 
dem absolut geschützten Bereich zugehören, findet hier keinerlei Erwähnung mehr.

Am 31. Januar 1973 wiederum kehrte das Gericht jedoch zur vorherigen Linie zu-
rück: einerseits wurde die vorherige normative Anknüpfung mit Hinweis auf die We-

12  Vgl. BVerfGE 27, 344 (349).
13  BVerfGE 27, 344 (351).
14  BVerfGE 27, 344 (350 f.).
15  BVerfGE 32, 373 (380).
16  BVerfGE 32, 373 (379).
17  BVerfGE 33, 367 (376).
18  Vgl. BVerfGE 33, 367 (370).
19  BVerfGE 33, 367 (377).
20  BVerfGE 33, 367 (377 f.).
21  BVerfGE 6, 389 (433), vgl. oben.
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